Steu

Zeitschrift fir Steuern & Recht 3. Jg.

Schwerpunkte

ZSteu-Brisant
Miissen Kiinstler Steuern zahlen?
S. 240

Horst Vogelgesang

Realteilung von Personengesell-
schaften nach dem Realtteilungs-
erlass des BMF S. 242

Gerhard Bruschke
Amtspflichtverletzungen der Finanz-
behorde und Fehler bei der Folgen-
beseitigung S. 251

Bundesgerichtshof:
Steuerberaterhaftung - Publi-
kumsgesellschaft - Prospekthaftung
- Steuerberater als Treuhandkom-
manditist - Verjahrung von Schaden
ersatzanspriichen gegen Mitgesell
schafter S.R

Bundesverfassungsgericht:
Rasterfahndung - Verlet
Grundrechts auf informg
bestimmung - Konkre
hochrangige Rechtsg
VerhaltnismaRigkg

Reschke-Verlag
Harrlachweg 4, 68163 Mannheim
Tel: 06221/758240

Fax: 06224/926472

E-Mail: reschke-verlag@zsteu.de
und redaktion@zsteu.de
Internet: www.zsteu.de

ISSN 1614-7936

Herausgeber:

Uwe-Karsten Reschke, Rechtsanwalt
Dieter Hild, Steuerberater

Prof. Dr. Wolfgang Gast, Rechtsanwalt

Heft 11  31. Mai 2006

ZSteu-Beitrage

Menschlich?
Faber ... S. 239

Univ.-Prof. Dr. Heinz KuRmaul und

Dipl.-Hdl. J6rg Henkes

Die Abzugsféhigkeit von Vorsorgeaufwendun-
gen seit In-Kraft-Treten des Alterseinkiinfte-
gesetzes S. 245

Univ.-Prof. Dr. Hartmut Bieg
Steuern in der Investitionsrechnung  S. 254

ZSteu-Verwaltungsanweisungen

BMF: UStG

Vorsteuerabzug in Zusammenhang mit
unentgeltlichen Leistungen und sonstigen
Leistungen S. 257

ZSteu-Rechtsprechung

BFH: InvZulG
Herstellung eines neuen Wirtschaftsguts bei
Verwendung gebrauchter Bauteile S. R-359

BFH: Zoll / Einfuhrumsatzsteuer
Vorschriftswidriges Verbringen; Erléschen von
Einfuhrabgaben durch Beschlagnahme und
Einziehung S. R-368

BFH: GrEStG /
Unentgeltliche Grundstiicksiibertragungen zwi-
schen Trdger offentlicher Verwaltung und GmbH

S.R-371
BFH: UStG / HGB
Verwertung von Sicherungsgut S.R-372
BFH: EStG
Doppelte Haushaltsfiihrung: Rechtsanspruch auf
die Verpflegungspauschale S. R-376

Reschke-Verlag - Mannheim - Miinchen - www.zsteu.de



Burkhard
ZSteu-Brisant
Müssen Künstler Steuern zahlen?
S. 240


ZSteu | Zeitschrift fiir Steuern & Recht

ZSteu-Beitrage 3. Jg. Heft 11 | 31. Mai 2006 | Seite 240

ZSteu-Brisant

Miissen Kiinstler Steuern zahlen?

Seit ZSteu in Heft 23/2005 ab Seite 452 den vollen Wortlaut der Verfassungsbeschwerde des Kiinstlers und Filmemachers Burkhard Lenniger
verdffentlicht hat, wird diese Frage nicht einheitlich diskutiert. Lenniger beruft sich auf das Grundrecht des Artikels 5 Abs. 3 Satz 1 GG: Kunst
und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei.

Aber auch steuerfrei? Nein -
das kann nicht sein, so ist zu ho-
ren, schlielich miissen alle Biirger
Steuern zahlen. Was sollen da die
Grundrechte?

Aber warum sollen die Grund-
rechte im Steuerrecht nicht gel-
ten? Immerhin sind die Grund-
rechte Inhalt unserer Verfassung.
Die Verfassung ist allen anderen
gesetzlichen Normen {ibergeord-
net, also auch denen des Steuer-
rechts. Das Steuerrecht muss die
Verfassung, also besonders die
Grundrechte achten und befolgen.

Steuerbescheide sind den Biir-
ger belastende Eingriffe. Sie miis-
sen rechtmaRig sein und brauchen
deshalb zwingend eine rechtma-
Rige Ermachtigungsgrundlage. Der
Satz, alle Biirger miissen Steuern
zahlen, ist mit Sicherheit keine Er-
machtigungsgrundlage. Er ist die
reine Willkiir.

Fiir die Einkommensbesteue-
rung der Kiinstler gilt § 18 Abs. 1
Ziff. 1 Satz 2 EStG als steuerliche
Ermdchtigungsgrundlage. Die
RechtmadRigkeit dieser Vorschrift
ist daher an den Regelungen der
Verfassung und der Grundrechte
zu priifen und steht somit im Kon-
flikt zu Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 GG.
Damit hat Lenniger mindestens
einen Anspruch auf Priifung sei-
ner Meinung.

Wahrend die steuerrechtliche
und -beratende Offentlichkeit die
beschriebene Problemstellung
noch ibergeht und verschweigt,
bekommt Lenniger Schiitzenhilfe
von unerwarteter Seite.

Keine Geringere als die Beauf-
tragte der Bundesregierung fiir
Kultur und Medien beobachtet die
Auseinandersetzung Lennigers mit
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Ihre Auseinandersetzung mit der Finanzverwaltung

E-Mail und telefonische Kommunikation

Sehr geehrter Herr Lenniger,

in Threr Steuerangelegenheit méchte ich versuchen, Thnen im Rahmen des von hier aus Még-
lichen einen weiterfithrenden Hinweis zu geben. Der einzige Ankniipfungspunkt, den ich au-
ferhalb des eigentlichen Verwaltungsverfahrens sehe, ergibt sich aus dem Verfassungsrecht.

Nach Ihrem Sachvortrag erscheint es nicht villig abwegig, der Frage nachzugehen, ob die

Mafnahmen der Finanzbehdrden in Threm Fall einen Eingriff in die nach Artikel 5 Abs. 3

Satz 1 des Grundgesetzes verbiirgte Freiheit der Kunst darstellen kénnten.

Um dies zu priifen und gegebenenfalls stichhaltig zu begriinden, wird die Inanspruchnahme
eines sowohl im Steuerrecht wie auch im Verfassungsrecht versierten Juristen notwendig sein.
Ob Sie diesen Schritt, der natiirlich nicht fiir Kleingeld zu haben ist, tatsichlich gehen wollen,
konnen nur Sie selbst entscheiden.

Sollten Sie sich dazu entschlieBen und sollte dann ein entsprechend qualifizierter Jurist eine
Verletzung des Grundrechts der Kunstfreiheit begriinden kénnen, miissen Sie die Folgeent-
scheidung treffen, ob Sie damit die entsprechenden Steuerbescheide vor dem Finanzgericht
anfechten und ob Sie gegebenenfalls bis in die letzte Instanz gehen wollen.

ZUSTELL- UND LIEFERANSCHRIFT  Armindussiraiie 10, 53117 Bonn
ERKE} NDUNG  Bus-/Tram-Hatesiebe: | st
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ZSteu-Brisant

Fragen iiber Fragen!

dem Finanzamt Cuxhaven. Mit offiziellem Schreiben vom 28. November 2003 bestdtigte sie Lenniger in seiner Auffassung, dass es nicht vollig

abwegig erscheint, der Frage nachzugehen, ob die MaBnahmen der Finanzbehdrden einen Eingriff in die nach Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des

Grundgesetzes verbiirgte Freiheit der Kunst darstellen kénnten.

% I Die Beauftragte der Bundesregierung
2k N fiir Kultur und Medien

SEME2VONZ. Die Frage, ob man eine hochstrichterliche Entscheidung anstreben soll, hat nicht nur im Hin-
blick auf einen méglichst giinstigen Ausgang des finanzgerichtlichen Verfahrens Bedeutung.
Das sogenannte Ausschépfen des Rechtsweges ist zugleich Voraussetzung fiir das Erheben
einer Verfassungsbeschwerde, mit der jedermann das Bundesverfassungsgericht mit der Be-
hauptung anrufen kann, durch die 6ffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte verletzt zu
sein.

Damit sind alle Mdglichkeiten genannt, die unsere Rechtsordnung Thnen bietet. Die Entschei-
dung, ob und inwieweit Sie davon Gebrauch machen, liegt bei Ihnen. Insbesondere der Weg
vor das Bundesverfassungsgericht ist schwierig, langwierig und kostspielig und fiihrt durch-
aus nicht immer zu dem gewiinschten Ergebnis. In diesem Zusammenhang scheint mir der
Hinweis nicht iiberfliissig zu sein, dass weit iiber drei Viertel aller eingelegten Verfassungsbe-
schwerden durch das Bundesverfassungsgericht gar nicht erst zur Entscheidung angenommen,
sondern durch einen richterlichen Vorpriif-Ausschuss als offensichtlich unbegriindet verwor-
fen werden. Ich kann Thnen daher nur empfehlen, sich qualifizierter fachlicher Unterstiitzung
zu bedienen.

Wie auch immer Sie sich entscheiden, wiinsche ich Thnen fiir Thr weiteres Vorgehen viel Er-
folg.

Mit freundlichen Griifien
lf’T}a Aﬁwg

Wi _——

IV

¥
Platz

Die Beauftragte geht sogar noch
weiter und meint, dass zwecks
Priifung dieser Frage Lenniger
selbst entscheiden solle, ob er
einen versierten Verfassungs- und
Steuerjuristen einschalten wolle.
Allerdings sei dieser nicht fiir Klein-
geld zu haben, so die Beauftragte.

Die fiirsorglichen Hinweise der
Beauftragten der Bundesregierung
an Lenniger ehren sie natiirlich.
Doch bleibt die Frage zu stellen,
warum die Bundesregierung nicht
selbst in eigener Zustandigkeit
diese Problematik priift. Ist sie
doch bei ihrer Tatigkeit auch an
die Verfassung gebunden, hat also
Recht und Gesetz zu achten und
den Biirger vor rechtswidrigen Ein-
griffen zu schiitzen. Oder fiirchtet
die Bundesregierung etwa die Ho-
norarausgaben fiir die Inanspruch-
nahme eines versierten Juristen,
der sie beraten konnte und will
deshalb das Kostenrisiko auf
Lenniger iibertragen?

Fragen iiber Fragen! Eines aber
steht schon jetzt fest: Die Beauf-
tragte der Bundesregierung hat
Problembewusstsein. Ihr sei Dank!
Sie ist damit der steuerberaten-
den Szene meilenweit voraus, die
doch eigentlich auch dem Schutz
der Steuerpflichtigen vor belasten-
den rechtswidrigen VerstoRen der
Staatsorgane gegen die Verfassung
dienen sollte. Oder sind die Grund-
rechte im Steuerrecht weniger
wichtig?

Damit nicht Ungldubigkeit bei
den Lesern ausgelost wird, verof-
fentlicht ZSteu hier das Original-
schreiben der Beauftragten der
Bundesregierung vom 28. Novem-
ber 2003 im ungekiirzten Wortlaut.

U.-K. Reschke, Rechtsanwalt, FAStR
ZSteu - Redaktion 4



Burkhard

Burkhard

Burkhard

Burkhard

Burkhard




